
C 3232 A

Ausgabe Nr. 14 

Kiel, 8. September 2016

679

Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Schleswig-Holstein

Ministerium 
für Inneres und Bundesangelegenheiten  

des Landes Schleswig-Holstein

 1.8.2016  Gesetz zur Änderung des Wassergesetzes des Landes Schleswig-Holstein (Landeswassergesetz) . . .  680
  Ändert Ges. i.d.F.d.B. vom 11. Februar 2008, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 753-2

 1.9.2016  Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Bürgerbeauftragte oder den Bürgerbeauftragten
  für soziale Angelegenheiten des Landes Schleswig-Holstein . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  682
  Ändert Ges. vom 15. Januar 1992, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 1103-5



680 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2016; Ausgabe 8. September 2016 Nr. 14

Nr. 1679/2016
Gesetz 

 zur Änderung des Wassergesetzes des Landes Schleswig-Holstein (Landeswassergesetz)*)
Vom 1. August 2016

Artikel 1 
Änderung des Landeswassergesetzes

Das Landeswassergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 11. Februar 2008 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 91), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 7. Oktober 2013 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 387), Ressortbezeichnungen ersetzt durch Ver-
ordnung vom 16. März 2015 (GVOBl. Schl.-H.  
S. 96), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 59 wird wie folgt gefasst:

„§ 59 Besondere Schutzvorschriften in Risi-
kogebieten“

b) Die Angabe zu § 69 wird wie folgt gefasst:

„§ 69 Unterhaltung von Deichen und sonsti-
gen Hochwasserschutzanlagen“

2. Nach § 58 wird folgender § 59 eingeführt:

„§ 59 
Besondere Schutzvorschriften in Risikogebieten 

(zu § 73 WHG)

(1) Die Wasserbehörden haben im Rahmen ihrer 
Aufgabenwahrnehmung auf eine Begrenzung 
der Hochwasserrisiken in den Risikogebieten ge-
mäß § 73 Absatz 1 WHG hinzuwirken.

(2) In Risikogebieten gemäß § 73 Absatz 1 
WHG können Baugenehmigungen nur im Einver-
nehmen mit der unteren Wasserbehörde erteilt 
werden.“

3. In § 64 Absatz 6 wird folgender Satz 2 ange-
fügt:

„Als sonstige Hochwasserschutzanlagen gelten 
auch die zur Küstensicherung im Sinne des  
§ 63 Absatz 5 auf dem Meeresboden oder dem 
Meeresstrand vorgenommenen Vor- und Auf-
spülungen und Aufschüttungen einschließlich 
der hieraus landwärts der Uferlinie durch Wel-
len- oder Windeinfluss gebildeten Anhäufungen 
von Sand.“

4. § 69 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift zu § 69 werden nach dem 
Wort „Deichen“ die Worte „und sonstigen 
Hochwasserschutzanlagen“ eingefügt. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 an-
gefügt:

„(4) Die Unterhaltung sonstiger Hochwasser-
schutzanlagen umfasst die Pflicht, die An-
lage in ihrem Bestand insoweit zu erhalten, 
dass deren Sicherungsfunktion gewährleistet 

wird. Zur Unterhaltung kann auch die Rück-
verlagerung der durch Wind und Wellen aus 
der sonstigen Hochwasserschutzanlage in 
die nähere Umgebung ausgetragenen Materi-
alien gehören. § 11 a des Landesnaturschutz-
gesetzes findet keine Anwendung.“

5. § 77 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Errichtung, Beseitigung oder wesentli-
che Änderung von Küstenschutzanlagen wie 
Lahnungen, Buhnen, Mauern, Deckwerken, Sie-
len, Schleusen, Dämmen, Vor- und Aufspülungen 
und Aufschüttungen von Sand zu Küstenschutz-
zwecken und sonstigen Anlagen (wie Brücken, 
Treppen, Stege, Pfahlwerke, Zäune, Rohr- und Ka-
belleitungen oder Wege sowie Vorhaben zur 
Landgewinnung am Meer) an der Küste oder im 
Küstengewässer bedürfen der Genehmigung der 
unteren Küstenschutzbehörde, soweit nachteilige 
Wirkungen insbesondere im Sinne von § 64 Ab-
satz 13 nicht auszuschließen sind; dies gilt nicht 
für Schifffahrtszeichen im Sinne des Bundeswas-
serstraßengesetzes. § 11 a des Landesnatur-
schutzgesetzes findet keine Anwendung. Die Ge-
nehmigung kann für Vorhaben nach Satz 1, für 
die nach Anlage 1 des Landes-UVP-Gesetzes 
eine Verpflichtung zur Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung besteht, nur in einem 
Verfahren erteilt werden, das den Anforderungen 
des Landes-UVP-Gesetzes entspricht. Die Ge-
nehmigung ist zu versagen, wenn von Anlagen 
nach Satz 1 und den Vorhaben zur Landgewin-
nung am Meer eine Beeinträchtigung des Wohls 
der Allgemeinheit, insbesondere der Belange des 
Küstenschutzes oder der öffentlichen Sicherheit 
zu erwarten ist, die nicht durch Auflagen verhü-
tet oder ausgeglichen werden kann. Genehmi-
gungspflichten anderer Rechtsvorschriften blei-
ben unberührt.“

6. § 80 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Bauliche Anlagen dürfen 

1. in einer Entfernung bis zu 50 m landwärts 
vom Fußpunkt der Innenböschung von 
Landesschutzdeichen und bis zu 25 m 
vom Fußpunkt der Innenböschung von 
Regionaldeichen,

2. im Deichvorland,

3. in einer Entfernung bis zu 150 m land-
wärts von der oberen Böschungskante ei-
nes Steilufers oder vom seewärtigen Fuß-
punkt einer Düne oder eines Strandwalles,
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4. in den Risikogebieten gemäß § 73 Absatz 
1 WHG

nicht errichtet oder wesentlich geändert wer-
den.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nummern 4 und 5 erhalten folgende Fas-
sung:

„4.  für bauliche Anlagen, die aufgrund ei-
nes bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
rechtsverbindlichen Bebauungsplanes 
errichtet oder wesentlich geändert 
werden oder für die in den Fällen des 
Absatz 1 Nummer 3 und 4 im Be-
reich von im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteilen (§ 34 BauGB) bei In-
krafttreten dieses Gesetzes ein An-
spruch auf Bebauung besteht, 

5.  für bauliche Anlagen, die aufgrund ei-
nes rechtsverbindlichen Bebauungs-
planes, der die zur Gewährleistung 
der Sicherheit der Wohn- und Arbeits-
bevölkerung erforderlichen Hochwas-
serschutzmaßnahmen in öffentlich-
rechtlicher Trägerschaft festsetzt und 
dem die untere Küstenschutzbehörde 
ausdrücklich zugestimmt hat, errich-
tet oder wesentlich geändert werden 
und“

bb) Nach Nummer 5 wird folgende Num- 
mer 6 angefügt:

„6.  für Risikogebiete gemäß § 73 Absatz 
1 WHG, die durch Landesschutzdei-
che im Sinne von § 64 Absatz 2 
Nummer 1 oder durch Schutzanlagen 
mit einem den Landesschutzdeichen 
vergleichbaren ausreichenden 
Schutzstandard geschützt werden 
oder wenn die zur ausreichenden 
Minderung der Hochwasserrisiken er-
forderlichen Maßnahmen mit Herstel-
lung der baulichen Anlage durchge-
führt werden.“

c) In Absatz 3 wird folgender Satz 3 angefügt:

„Liegt für das Vorhaben nach den baurechtli-
chen oder anderen Vorschriften nach Satz 2 

kein Genehmigungserfordernis vor, entschei-
det die Küstenschutzbehörde über die Ge-
nehmigung nach Satz 1.“

7. § 108 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Im Übrigen sind die unteren Küstenschutz-
behörden zuständig. Dies gilt auch für die 
Durchführung der Aufsicht (§§ 83 bis 85), der 
Gefahrenabwehr (§ 110) und der gewässerkund-
lichen Messanlagen (§ 101). Die untere Küsten-
schutzbehörde ist außerdem als untere Wasser-
behörde zuständig

1. für die Gefahrenabwehr, insbesondere bei 
Schadstoffunfällen und der Bekämpfung von 
Meeresverschmutzungen, für die Küstenge-
wässer, Seeschifffahrtsstraßen, Landeshäfen 
und Außentiefs im Sinne von § 3 Absatz 1 
Nummer 1 Buchstabe e,

2. für Maßnahmen des Hochwasserschutzes an 
der Elbe (einschließlich des Teilabschnittes 
des Elbe-Lübeck-Kanals bis zur Schleuse 
Lauenburg und der Delvenau/Stecknitz bis 
zur Palmschleuse) bis zur Landesgrenze zu 
Mecklenburg-Vorpommern.

Über eine Benutzung der in Satz 3 Nummer 1 
genannten Gewässer im Rahmen der Gefahren-
abwehr gemäß § 8 Absatz 2 WHG ist die untere 
Küstenschutzbehörde als untere Wasserbehörde 
unverzüglich zu unterrichten. Übungen und Er-
probungen im Sinne von § 8 Absatz 3 WHG 
sind ihr rechtzeitig vorher anzuzeigen.“

8. In § 150 wird folgender neuer Absatz 4 angefügt: 

„§ 80 Absatz 1 Nummer 1, 2. Fall, Nummer 3 
und 4 gelten nicht für Flächen, für die in einem 
am 9. September 2016 rechtswirksamen Flä-
chennutzungsplan eine Bebauung vorgesehen 
ist oder dessen bisher vorgesehene Bebauung 
umgewidmet werden soll, und wenn bei den 
Bauvorhaben die Schutzvorkehrungen aus § 80 
Absatz 2 Nummer 6 eingehalten werden. Satz 1 
tritt am 8. September 2021 außer Kraft.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 1. August 2016

 T o r s t e n  A l b i g D r.  R o b e r t  H a b e c k
 Ministerpräsident Minister
  für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und
  ländliche Räume

*) Ändert Ges. i.d.F.d.B. vom 11. Februar 2008, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 753-2
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Hinweis der Schriftleitung:  
Die Verbindung des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Bürgerbeauftragte oder den Bürgerbeauf-
tragten für soziale Angelegenheiten des Landes Schleswig-Holstein vom 25. August 2016 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 594) wird aufgehoben und wie nachstehend erneut vorgenommen:

1677/2016
Gesetz 

zur Änderung des Gesetzes über die Bürgerbeauftragte oder den Bürgerbeauftragten für soziale 
Angelegenheiten des Landes Schleswig-Holstein *)

Vom 1. September 2016
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Das Gesetz über die Bürgerbeauftragte oder den 
Bürgerbeauftragten für soziale Angelegenheiten 
des Landes Schleswig-Holstein (Bürgerbeauftrag-
ten-Gesetz – BüG) vom 15. Januar 1992 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 42), zuletzt geändert durch Artikel 12 
des Gesetzes vom 16. Dezember 2015 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 500), wird wie folgt geändert:

Artikel 1 
Änderung des Gesetzes über die Bürgerbeauf-
tragte oder den Bürgerbeauftragten für soziale 

Angelegenheiten des Landes Schleswig-Holstein  
(Bürgerbeauftragten-Gesetz – BüG)

1. Der Titel des Gesetzes wird geändert in:

„Gesetz über die Bürgerbeauftragte oder den 
Bürgerbeauftragten für soziale Angelegenheiten 
des Landes Schleswig-Holstein und die Beauf-
tragte oder den Beauftragten für die Landespoli-
zei Schleswig-Holstein (Bürger- und Polizeibe-
auftragtengesetz – BüPolBG)“

2. Die §§ 1 bis 9 werden überschrieben mit:

„Teil 1 
Bürgerbeauftragte oder Bürgerbeauftragter  

für soziale Angelegenheiten des Landes  
Schleswig-Holstein“

3. § 1 wird um folgenden Absatz 4 ergänzt:

„(4) Die oder der Bürgerbeauftragte nimmt zu-
gleich die Aufgaben der oder des Beauftragten 
für die Landespolizei Schleswig-Holstein gemäß 
Teil 2 dieses Gesetzes wahr.“

4. Nach § 9 wird folgender Teil 2 eingefügt:

„Teil 2 
Beauftragte oder Beauftragter für die  

Landespolizei Schleswig-Holstein

§ 10 
Aufgabe und Stellung der oder des  
Beauftragten für die Landespolizei

(1) Die oder der Beauftragte für die Landespoli-
zei hat die Aufgabe, das partnerschaftliche Ver-
hältnis zwischen Bürger und Polizei zu stärken. 
Sie oder er unterstützt die Bürgerinnen und Bür-
ger im Dialog mit der Polizei und wirkt darauf 
hin, dass begründeten Beschwerden (§ 13) ab-
geholfen wird. Ihr oder ihm obliegt auch die Be-

fassung mit Vorgängen aus dem innerpolizeili-
chen Bereich, die an sie oder ihn im Rahmen ei-
ner Eingabe (§ 14) herangetragen werden.

(2) In der Ausübung dieses Amts ist die oder 
der Beauftragte für die Landespolizei unabhän-
gig, weisungsfrei und nur dem Gesetz unter-
worfen.

§ 11 
Geltung der Vorschriften des Teil 1 für die 
Beauftragte oder den Beauftragten für die 

Landespolizei

Soweit in diesem Teil des Gesetzes nichts Be-
sonderes bestimmt ist, sind die Vorschriften des 
Teil 1 dieses Gesetzes sinngemäß anzuwenden.

§ 12 
Anwendungsbereich, Konkurrenzen

(1) Nachfolgende Bestimmungen finden Anwen-
dung auf Polizeibeschäftigte, insbesondere auf 
Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte des Lan-
des Schleswig-Holstein. Für Polizeivollzugsbe-
amtinnen und -beamte anderer Länder oder des 
Bundes gelten die Bestimmungen nur in den Fäl-
len des § 170 Absatz 1 Nummer 1 des Landes-
verwaltungsgesetzes.

(2) Ist gegen eine Polizeibeschäftigte oder ei-
nen Polizeibeschäftigten wegen ihres oder sei-
nes dienstlichen Verhaltens ein strafrechtliches 
Ermittlungsverfahren eingeleitet oder öffentli-
che Klage im strafgerichtlichen Verfahren erho-
ben, ein gerichtliches Bußgeldverfahren anhän-
gig, ein behördliches Disziplinarverfahren ein-
geleitet oder ein gerichtliches Disziplinar- 
verfahren anhängig, kann die oder der Beauf-
tragte für die Landespolizei in geeigneten Fäl-
len auf eine einvernehmliche Erledigung der 
Angelegenheit hinwirken. Anderenfalls stellt 
die oder der Beauftragte für die Landespolizei 
wegen desselben Sachverhalts bei ihr oder ihm 
laufende Beschwerden und Eingaben vorläufig 
ein. Über die Tatsache der vorläufigen Einstel-
lung wird der oder die Einbringende der Be-
schwerde oder Eingabe unterrichtet. Gleiches 
gilt im Fall der Wiederaufnahme des Verfahrens 
durch die Beauftragte oder den Beauftragten 
für die Landespolizei.
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(3) Petitionsrecht sowie das besondere Be-
schwerde- und Eingaberecht nach diesem Teil 
des Gesetzes bestehen nebeneinander. Die Zu-
sammenarbeit zwischen dem Petitionsaus-
schuss und der oder dem Beauftragten für die 
Landespolizei regelt die Geschäftsordnung des 
Landtages.

§ 13 
Beschwerden

Mit einer Beschwerde an die Beauftragte oder 
den Beauftragten für die Landespolizei kann sich 
jede natürliche oder juristische Person wenden, 
die ein persönliches Fehlverhalten einzelner Poli-
zeivollzugsbeamtinnen oder –beamten oder die 
Rechtswidrigkeit einer polizeilichen Maßnahme 
behauptet.

§ 14 
Eingaben von Polizeibeschäftigten

Jede Polizeivollzugsbeamtin oder jeder Polizei-
vollzugsbeamte sowie jede oder jeder Polizei-
beschäftigte des Landes Schleswig-Holstein 
kann sich mit einer Eingabe ohne Einhaltung des 
Dienstwegs unmittelbar an die oder den Beauf-
tragten für die Landespolizei wenden. Wegen 
der Tatsache der Anrufung der oder des Beauf-
tragten für die Landespolizei darf sie oder er we-
der dienstlich gemaßregelt werden noch sons-
tige Nachteile erleiden.

§ 15 
Form und Frist

(1) Beschwerden und Eingaben nimmt die oder 
der Beauftragte für die Landespolizei entgegen. 
Sie müssen Namen und Anschrift der oder des 
Einbringenden sowie den der Beschwerde oder 
Eingabe zugrunde liegenden Sachverhalt enthal-
ten. Vertrauliche Beschwerden und Eingaben, 
bei denen die oder der Betroffene ausdrücklich 
um Geheimhaltung seiner Person ersucht, sind 
zulässig. In diesem Fall darf die Person des Be-
troffenen nur mit ihrer ausdrücklichen Einwilli-
gung offenbart werden.

(2) Bei Beschwerden und Eingaben, deren Urhe-
berin oder Urheber nicht erkennbar sind, kann 
die oder der Beauftragte für die Landespolizei 
nach eigenem Ermessen tätig werden oder die 
Beschwerde oder Eingabe ohne sachliche Prü-
fung an die zuständige Stelle weiterleiten.

(3) Die Beschwerde muss binnen zwölf Mona-
ten nach Beendigung der polizeilichen Maß-
nahme eingereicht sein. Entsprechendes gilt für 
die Eingabe im Hinblick auf den mit ihr bean-
standeten Sachverhalt.

§ 16 
Befugnisse der oder des Beauftragten für die 

Landespolizei

(1) Die oder der Beauftragte für die Landespoli-
zei prüft, ob auf der Grundlage der Beschwerde 
oder Eingabe hinreichender Anlass zur Sachver-
haltsaufklärung besteht. Hiervon ist in der Regel 
auszugehen, wenn bei verständiger Würdigung 
des Vorbringens eine nicht unerhebliche Rechts-
verletzung der oder des Betroffenen oder ein 
nicht unerhebliches innerdienstliches Fehlverhal-
ten zumindest möglich erscheint. Besteht kein 
hinreichender Anlass zur Sachverhaltsaufklä-
rung, teilt die oder der Beauftragte für die Lan-
despolizei dies der oder dem Betroffenen unter 
Angabe der maßgeblichen Gründe mit. Die Ent-
scheidung der oder des Beauftragten für die 
Landespolizei ist nicht anfechtbar.

(2) Zur sachlichen Prüfung kann die oder der 
Beauftragte für die Landespolizei von dem fach-
lich zuständigen Ministerium sowie allen dem 
Geschäftsbereich unterstellten Polizeibehörden 
mündlich oder schriftlich Auskunft verlangen. 
Die Auskunft ist unverzüglich zu erteilen. Der 
oder dem von einer Beschwerde oder Eingabe 
betroffenen Polizeivollzugsbeamtin oder -beam-
ten sowie der Leiterin oder dem Leiter der be-
troffenen Polizeibehörde oder -einrichtung ist 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(3) Die nach Absatz 2 Satz 1 zu erteilende Aus-
kunft darf nur verweigert werden, wenn

1. die betroffene Polizeivollzugsbeamtin oder der 
betroffene Polizeivollzugsbeamte mit der Aus-
kunft sich selbst oder einen der in § 52 Ab-
satz 1 der Strafprozessordnung genannten 
Angehörigen dem Verdacht eines Dienstver-
gehens oder einer Straftat aussetzen würde,

2. für die um Auskunft angehaltene Polizeivoll-
zugsbeamtin oder den um Auskunft angehal-
tenen Polizeivollzugsbeamten ein Zeugnisver-
weigerungsrecht nach § 52 Absatz 1 der 
Strafprozessordnung besteht.

Die Berufung auf ein Auskunftsverweigerungs-
recht erfolgt gegenüber der oder dem unmittel-
baren Dienstvorgesetzten. Die nach Absatz 2 
Satz 1 zu erteilende Auskunft darf außerdem 
verweigert werden, wenn zwingende Geheim-
haltungsgründe ihrer Erteilung entgegenstehen. 
§ 96 der Strafprozessordnung findet entspre-
chende Anwendung.

(4) Die Befugnisse aus § 4 Absatz 1 gelten ent-
sprechend für die Beauftragte oder den Beauf-
tragten für die Landespolizei. Unter Akten sind 
insbesondere auch elektronische Akten und 
Vorgänge zu verstehen. Neben den Befugnissen 
aus § 4 Absatz 4 kann die oder der Beauftragte 
für die Landespolizei Beschwerdeführerinnen 
und Beschwerdeführer, Eingabeführerinnen und 
Eingabeführer, Zeuginnen und Zeugen sowie 
Sachverständige anhören und in Abstimmung 
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mit der Einsatzleitung bei Großlagen anwesend 
sein.

(5) Die oder der Beauftragte für die Landespoli-
zei wird nach pflichtgemäßem Ermessen auf-
grund eigener Entscheidung tätig, wenn ihr oder 
ihm Umstände bekannt werden, die den Aufga-
benbereich berühren.

(6) Liegen konkrete Anhaltspunkte vor, die den 
Verdacht eines Dienstvergehens oder einer 
Straftat rechtfertigen, ist die betroffene Polizei-
vollzugsbeamtin oder der betroffene Polizeivoll-
zugsbeamte darauf hinzuweisen, dass es ihr 
oder ihm freistehe, sich mündlich oder schrift-
lich zu äußern oder sich nicht zur Sache einzu-
lassen und sie oder er sich jederzeit einer oder 
eines Bevollmächtigten oder Beistands bedienen 
könne. Verantwortlich für die Erteilung des Hin-
weises ist die oder der unmittelbare Dienstvor-
gesetzte.

§ 17 
Abschluss des Verfahrens

(1) Die oder der Beauftragte für die Landespoli-
zei hat auf eine einvernehmliche Erledigung der 
Angelegenheit hinzuwirken. Hierzu kann sie 
oder er eine mit Gründen zu versehende Emp-
fehlung aussprechen oder der zuständigen 
Stelle Gelegenheit zur Abhilfe geben.

(2) Ist die oder der Beauftragte für die Landes-
polizei der Ansicht, dass die polizeiliche Maß-
nahme rechtswidrig ist und die Beschwerde 
führende Person dadurch in ihren oder seinen 
Rechten verletzt ist, oder dass ein innerdienstli-
ches Fehlverhalten vorliegt, teilt sie oder er dies 
in bedeutenden Fällen der fachlich zuständigen 
Ministerin oder dem fachlich zuständigen Minis-
ter mit und gibt ihr oder ihm Gelegenheit zur 
Stellungnahme.

(3) In begründet erscheinenden Fällen kann die 
oder der Polizeibeauftragte den Vorgang der für 

die Einleitung eines Straf- oder Disziplinarver-
fahrens zuständigen Stelle unter Mitteilung der 
gewonnenen Erkenntnisse zuleiten. Legalitäts-
prinzip und Strafverfolgungszwang im Verfahren 
beteiligter Polizeivollzugsbeamtinnen oder -be-
amten bleiben unberührt.

(4) Die Art der Erledigung ist der oder dem Ein-
bringenden der Beschwerde oder Eingabe und 
dem fachlich zuständigen Ministerium unter An-
gabe der maßgeblichen Gründe mitzuteilen.

§ 18 
Verschwiegenheitspflicht

Die oder der Beauftragte für die Landespolizei 
ist auch nach Beendigung der Amtsverhältnisse 
verpflichtet, über die ihr oder ihm bei der amtli-
chen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegen-
heiten Verschwiegenheit zu wahren. Dies gilt 
nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr 
oder über Tatsachen, die offenkundig sind oder 
ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung be-
dürfen. Die oder der Beauftragte entscheidet 
entsprechend den Bestimmungen über die Vor-
lage- und Auskunftspflichten von Behörden in 
den gerichtlichen Verfahrensordnungen für sich 
und die ihr oder ihm zugewiesenen Bedienste-
ten in eigener Verantwortung.

§ 19 
Bericht

Die oder der Beauftragte für die Landespolizei 
erstattet dem Landtag ab dem zweiten Jahr 
nach Aufnahme ihrer oder seiner Tätigkeit jähr-
lich Bericht. Der oder dem Beauftragten bleibt 
unbenommen, Vorschläge zur Verbesserung der 
Polizeipraxis jederzeit dem Landtag vorzulegen. 
Das zuständige Ministerium ist bei Vorschlägen 
in Kenntnis zu setzen.“

Artikel 2  
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 2016 in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 1. September 2016

 T o r s t e n A l b i g  S t e f a n S t u d t
 Ministerpräsident Minister
  für Inneres und Bundesangelegenheiten

*) Ändert Ges. vom 15. Januar 1992, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 1103-5
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Hinweis: Die vollständigen Fassungen aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen können im Internet unter http:// 
www.schleswig-holstein.de (➝ Landesrecht) abgerufen 
werden.


